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Steuerdebatte

Die Koalition sollte endlich
aufwachen
„Tagträumereien“ – so hat der Sach-
verständigenrat die Vorstellung be-
zeichnet, dass Steuerkürzungen sich
über ein höheres Wachstum von selbst
finanzieren. Die FDP wiederholt die-
se Mär dennoch tagein, tagaus, wah-
rer wird sie dadurch nicht. Wenn die
FDP also fordert, die Steuern im kom-
menden Jahr noch einmal um 19,5
Mrd. € zu senken, wird – wenn die
Staatsverschuldung nicht völlig außer
Kontrolle geraten soll – irgendjemand
für diese Steuerkürzungen bezahlen
müssen.

Schon jetzt ist klar: Zumindest teil-
weise wird die Koalition beim Thema
Steuern einen Vertrag zu Lasten Drit-
ter schließen. Länder und Kommunen
werden den Großteil der Steuersen-
kungen bezahlen. So entfielen schon
beim Wachstumsbeschleunigungsge-
setz etwa 3,8 Mrd. der Steuerausfälle
auf Länder und Kommunen. Der kom-
munale Anteil ist dabei höher als der
Anteil der Kommunen an den Steuer-
einnahmen; sie werden überpropor-
tional belastet. Eine Einkommensteu-
ersenkung im geplanten Umfang des
Koalitionsvertrags würde Länder und
Kommunen noch einmal über 11 Mrd.
€ kosten – Geld, das ihnen durch die
hohen Steuerausfälle schon heute
fehlt. Das Steuerkonzept der FDP
würde laut der aktuellen Berechnun-
gen des Finanzministeriums sogar zu
Steuerausfällen von etwa 67 Mrd. €
führen.

Die Antwort der Koalition? Sie
macht munter weiter und bringt wei-
tere Steuerentlastungen für Unterneh-
men auf den Weg. So wollen die CDU-

Finanzpolitiker zusätzlich noch die
Besteuerung von Dienstwagen und
Dividenden senken und Finanzminis-
ter Schäuble erklärt mal eben neben-
bei eine Abschaffung der Gewerbe-
steuer für wünschenswert.

Dabei müsste es
darum gehen, die
Steuereinnahmen für
die Kommunen ver-
lässlicher zu gestal-
ten, so wie im grünen
Konzept der kommu-
nalen Wirtschafts-
steuer vorgesehen.
Union und FDP tra-
gen einen Überbie-
tungswettbewerb der
Steuersenker unter
sich aus. Das Ergebnis ist ein finanz-
politischer Scherbenhaufen bisher un-
bekannten Ausmaßes.

Schon jetzt führen die Einnahme-
ausfälle der Kommunen zu steigenden
Gebühren für Kindertagesstätten, Bi-
bliotheken oder den öffentlichen Per-
sonennahverkehr. Es sind die Kommu-
nen, die den Löwenanteil der öffent-
lichen Investition stemmen. Ihr Auf-
tragsvolumen wird in der Folge der
Steuersenkungen deutlich sinken. Die
lokale Wirtschaft, Mittelstand und
Handwerk werden so indirekt einen
Teil der Steuersenkungen für Großun-
ternehmen und Gutverdiener bezah-
len.
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